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' ir stehen heute am Beginn eines langen, an Mühen und Widrigkeiten 
reichen Weges zu einer kernwaffenfreien und auch weitgehend kon­
ventionell abgerüsteten Welt. Den ersten Schritt taten die USA und 
die Sowjetunion mit ihrem im Dezember 1987 abgeschlossenen Vertrag 
zur Reduzierung nuklearer Mittelstreckenwaffen. Beide Mächte be­
kundeten ihre Entschlossenheit, diesen Weg mit einer Seligen Redu­
zierung der strategischen Atomwaffen und weiteren vertrauensbilden­
den Maßnahmen fortsetzen zu wollen. 
Präsident Reagan verwies in einer Rede vor dem Washingtoner Zentrum 
für Strategische und Int.erna-tionale Studien im Dezember 1987 auf 
die über den unmittelbaren Abrüstungseffekt hinausgehende Bedeutung 
des INF-Vertrages. Er betonte, daß es heute nötig sei, "echte Zu­
sammenarbeit in bilateralen Fragen" zu entwickeln. 

Der Präsident erinnert uns mit Recht daran, daß über Jahrhunderte 
das Sicherheitsdenken der Staaten auf Mißtrauen und Argwohn be­
ruhte und in unserer Zeit geradezu von Zwietracht und Haß bestimmt 
wird. Dazu hat seine Administration, besonders in ihren ersten Amts­
jahren, erheblich beigetragen. In ihrem Sicherheitsstreben vervoll­

kommneten die Großmächte und Militärblöcke ihre Kriegsszenarien, 
häuften immer größere Vernichtungsvorräte an und gingen gar das 
Risiko der Selbstvernichtung im Falle eines Versagens ihrer Ab­
schreckungsdoktrin ein. 

Die heute so lebensnotwendige "echte Zusammenarbeit" erfordert 
hingegen ein behutsames und konsequentes Herangehen an die Sicher­
heitsinteressen eines jeden Staates. Militärische und nichtmili­
tärische Aspekte der Sicherheit müssen in ihrer wechselseitigen 
Bedingtheit gesehen und in politische Lösungen eingebunden werden. 
Paradoxerweise haben weder NATO noch Warschauer Pakt trotz jahr­
zehntelangen übertriebenen Sicherheitsd~nkens ein Gesamtkonzept, 
in dem alle sicherheitspolitischen Interessen, die Bewertung von 

Krieg und Streitkräften sowie rüstungs- und abrüstungspolitische 
Ziele fixiert sind. Einen Ansatz dazu sehen wir im Beschluß des 



Warschauer Paktes vom fai 19 
Warschauer Vertrages". 
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Auf dem NATO-Gipfeltreffen im März dieses Jahres in Brüssel 
wurde mehrfach das Fehlen eines sicherheitspolitischen Gesamt­
konzepts beklagt, in dem weitere Abrüstungsziele, eine Neube­
stimmung des Militärischen in der Außenpolitik der Bündnispartner 
sowie der Verteidigungsauftrag und die ßtruktur der Streitkräfte 
des Bündnisses definiert werden müssen. Leider ergriffen die Staats­
und Regierungschefs der NATO keine Initiative zu einem solchen Kon­
zept. 

Sicherheitspolitische Gesamtkonzepte von Staaten und Militärbünd­
nissen müssen die Einheitlichkeit urid Begrenztheit unseres Lebens­
raumes berücksichtigen. Immer mehr setzt sich die Erkenntnis durch, 
daß der weitere Bestand und Fortschritt der Menschheit nur durch 
kooperatives Handeln aller Staaten gewährleistet werden kann. Weitere 
Abrüstungsschritte bedürfen des Dialogs über Sicherheitsinteressen, 
Militärstrategien und über Wege zur Oberwindung des Abschreckungs­
denkens. Gerade letzteres, das potentielle Aggressoren zum Angriff 
auf souveräne Staaten abhalten soll, wurde zu einem Motor für das 
bereits Jahrzehnte andauernde Wettrüsten, das wiederum zu einer 
existenzbedrohenden Gefahr für die Welt wurde. 

Von dieser Erkenntnis ließen sich auch Präsident Reagan und General­
sekretär Gorbatschow leiten, als sie in ihrer Washingtoner Gipfel­
erklärung ihre Verantwortung für die Verhinderung von Konfrontation, 
für die Begünstigung dauerhafterer und stabilerer Beziehungen zwi­
schen ihren Ländern bekundeten. Sie vereinbarten einen aktiven Dialog 
als Beitrag zur Errichtung einer noch sichereren Welt. Wir sehen 
im Angebot de~ Warschauer Vertragsstaaten vom Mai 1987, in eine 
vergleichende Diskussion über Militärdoktrinen einzutreten, eine 
bisher ungenutzte Chance, bilaterale und multilaterale Fragen der 
Sicherheit zwischen den Staaten und Militärbündnissen zu klären. 

Es gibt zwei wesentliche Gründe, die für einen solchen Dialog 
sprechen. Das ist erstens die Tatsache, daß Sicherheit mit mili-



tärischen Mitteln heute nicht mehr einseitig zu realisieren ist 
und eine Verständigung über die jeweiligen Militärdoktrinen die 
Grundlage für ein gemeinsames und kooperatives Herangehen beider 
Bündnissysteme an die Gewährleistung ihrer Sicherheit darstellt. 
Zum zweiten bietet ein solcher Dialog die Chance, eine Einigung 
zwischen den Mitgliedstaaten unseres westlichen Bündnisses in den 
Grundfragen ihrer Sicherheits- und Militärpolitik herzustellen, 
einen breiten und tragfähigen Konsens zu erreichen, die Erosion 
unseres Bündnisses aufzuhalten und es als Instrument einer realisti­
schen Sicherheitspolitik zu stärken. Aus unserer Sicht sind für 

einen solchen Dialog einige Voraussetzungen und Inhalte zu klären. 

1. Was kann, was sollte verglichen werden? 

Der amerikanische Verteidigungsminister Frank Carlucci erklärte 
am 15. März bei seiner Ankunft in der Schweiz, daß er mit seinem 
sowjetischen Amtskollegen Dmitri Jasow außer über Fragen der Ab­
rüstung und regionaler Konflikte auch über die Militärdoktrinen 
beider Seite sprechen wolle. Das ist die erste zustimmende Reak-
tion eines führenden Verteidigungspolitikers der NATO zu dem seit 
fast einem Jahr vorliegenden Angebot des Warschauer Paktes, in 
vergleichende Konsultationen über die Militärdoktrinen beider Bünd­
nisse einzutreten. Die bisherige ablehnende Haltung der NATO zu die­
sem Vorschlag des Ostens, wie auch die zögerliche und noch unver­
bindliche Hinwendung der USA zu diesem Thema in Bern belegen, daß 
die Chancen für eine solche Debatte bisher noch schlecht stehen. 
Hinderlich wirken alte Bedrohungsvorstellungen, die immer noch unter­
entwickelte Kultur der Diskussion konträrer Standpunkte und der 
Einfluß von Leuten auf beiden Seiten, die in einer solchen Offen­
legung sicherheitspolitischer Ziele und Grundsätze eine Gefährdung 
ihrer außen- und militärpolitischen Handlungsfreiheit sehen. Aber 

selbst, wenn guter Wille auf beiden Seiten vorausgesetzt werden 
könnte, bliebe ein Hemmnis das unterschiedliche Verständnis vom 
Gegenstand, der zu vergleichen ist. 

Der Warschauer Pakt versteht unter Militärdoktrin "ein System 
grundlegender Anschauungen zur· Verhinderung eines Krieges, zum 
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militärischen Aufbau und der Vorbereitung unserer Länder und 
ihrer Streitkräfte auf die Abwehr einer Aggression sowie zu den 
Methoden der Führung des bewaffneten Kampfes zum Schutze des 

Sozialismus". 1 

Diese neueste Definition zeigt, daß es sich bei der Militär-
doktrin des Warschauer Paktes um die verbindliche staatliche Auf­
fassung vom Charakter möglicher kriegerischer Konflikte, ihrer Ver­
hütung oder ihrer militärischen Austragung handelt, die inhaltlich 
den sich wandelnden staatspolitischen Zielen folgt. Die östliche 
Seite verweist dabei auf zwei Seiten ihrer Militärdoktrin. Eine 
politische Dimension umfaßt die sicherheits- und militärpolitischen 
Ziele des jeweiligen Staates oder Bündnisses, die Ansichten über 
den Charakter möglicher Kriege und deren Einfluß auf Streitkräfte­
entwicklung und Verteidigungsanforderungen an das Land sowie die 
Abrüstungsziele. Die militärische Seite der Militärdoktrin betrifft 
die Methoden der Kriegführung (die wiederum von der Strategie be­
einflußt werden), Aufbau, Ausrüstung und Ausbildung der Streitkräfte 
sowie die Vorbereitung des Hinterlandes auf den Krieg. Wesentlich 
inspiriert vom preußischen General Clausewitz hat die sowjetische 
Militärwissenschaft ein Begriffsgebäude geschaffen, das nicht nur 
das militärische Denken in allen Ostblockstaaten beherrscht, sondern 
auch maßgeblich Militärpolitik, Strategie und Streitkräfteentwick­
lung dieser Länder beeinflußt. Das berechtigt uns zu der Annahme, 
daß die nationalen Militärdoktrinen der einzelnen Paktstaaten in 

ihren politischen Aussagen mit der im Mai vergangenen Jahres be­
schlossenen Bündnisdoktrin übereinstimmen. 

Im militärischen Denken der USA und Westeuropas kennen wir solche 
eindeutigen und einheitlichen militärdoktrinären Auffassungen 
nicht. Es gibt zu zahlreiche und zu unterschiedliche Interpreta­
tionen dessen, was die Warschauer Paktstaaten mit Militärdoktrin 
umschreiben. 

39 Jahre verteidigungspolitische Zusammenarbeit in der NATO, 
Existenz einer integrierten K?mmandostruktur und enge Beziehungen 
auf allen Ebenen des militärischen Lebens haben nicht vermocht, 
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die herrschende Begriffsvielfalt zu überwinden, wenn man von einer 

engen Anlehnung an amerikanisches strategisches Denken absieht. 

In der Politik und im militärischen Alltag begnügen wir uns mit dem 

Strategiebegriff, dessen Geltung unterschiedlich weit ausgelegt 

wird, was aber zugleich zu Mißverständnissen führen kann, sobald 

der Rahmen eines konkreten militärstrategischen Konzepts überschrit­

ten wird. Andere, die militärpolitischen Ziele, Rüstungs- wie 

Rüstungskontrollabsichten, Auftrag und Entwicklung der Streitkräfte 

umfassende Begriffe sind i~ den Bündnisländern u. a.: Sicherheits­

strategie, Verteidigung~doktrin, Strategische Doktrin, Gesamt­

strategie. 

Bereits im Obergang zu den 6oer Jahren wurde in vielen Ländern 

die Notwendigkeit eines über die Belange der militärischen Landes­

verteidigung hinausgehenden Gesamtkonzepts diskutiert. Präsident 

Kennedy vereinigte 1961 politische und militärische Vorstellungen 

seiner Administration über Kriegsverhinderung und -führung, über 

die Rolle nuklearer Waffen, über das Zusammenspiel von Diplomatie 

und militärischer Macht in der Außenpolitik, die faktisch eine 

"Strategische Doktrin der Vereinigten Staaten" bildeten. 

Auch in Europa kam man zu ähnlichen Oberlegungen. Der heutige 

Generalinspekteur der Bundeswehr, Admiral Wellershoff,betonte 

Anfang der 8oer Jahre, "Sicherheitspolitische Ziele können in ei­

ner so komplexen Welt nur durch das umfassende Netzwerk einer Ge­

samtstrategie erreicht werden". 2 Einbezogen wissen wollte er in 

eine solche Gesamtstrategie außenpolitische Komponenten, wirt­

schafts-, rechts- und innenpolitische Fragen, die die Sicherheits­

lage und die Verteidigungsfähigkeit der BRD und des Bündnisses be­

rühren. Trotz · solcher Ansätze blieben sicherheitspolitische Fragen 

in den Bündnisstaaten im allgemeinen der Außenpolitik vorbehalten, 

während sich die Militärpolitik mit strategischen Konzepten für 

den Verteidigungsfall, mit Richtlinien für die Rüstungs- und Streit­

kräfteentwicklung und dergleichen beschäftigte. Dieses rein militär­

fachliche Denken in Verteidigungsfragen führte weiterhin ein ge­

fährliches Eigenleben, dessen bedenklichster Aspekt in der Illusion 

besteht, auch unter den Bedingungen des Atomzeitalters einen Krieg 
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nach überkommenen militärischen Mustern vorbereiten und führen 

zu können. Dieses Denken wurde in militärischen Führungskreisen 

bis heute nicht überwunden. Natürlich zwangen die rasante militär­

technische Entwicklung, die Ausweitung militärischer Handlungs­

räume, die immer umfassendere Inanspruchnahme volkswirtschaftlicher 

Reserven durch die Rüstungswirtschaft ~ur intensiveren Untersuchung 

sicherheitspolitischer Konsequenzen, die auch in Doktrinen Eingang 

fanden. Als solche sind zu zählen: 

, 

- Kriegsbildvorstellungen: 

- Theorien der Gesamtverteidigung; 

- Richtlinien für die Entwicklung von Rüstungen und Streitkräften; 

- Strategische Konzepte. 

Diese wurden in allen Bündnisländern, jene ohne oder mit nur 

kleinen Streitkräftekontingenten oder ohne eigene Rüstungswirt­

schaft ausgenommen, in amtlichen Richtlinien oder Gesetzen fixiert. 

Neben Fragen, die sich allen Staaten gleichermaßen stellen, wie 

z.B. die Haltung zur Führbarkeit oder Nichtakzeptanz eines Krieges 

mit Nuklearwaffen, werden die Überlegungen für sicherheitspolitische 

Gesamtkonzepte von den jeweiligen besonderen Interessen eines Landes 

bestimmt. 

So l che sind bei Bündnispartnern in der NATO beispielsweise: 

- Von der geschichtlichen Entwicklung der Länder bestimmte 

militärische Verpflichtungen, wie die Oberseeinteressen 

Großbritanniens und Frankreichs; 

- Der Besitz ·oder Nichtbesitz atomarer Waffen; 

- Ihre Rolle auf dem europäischen Kriegsschauplatz; 

- Das technische Niveau und ökonomische Potential der nationalen 

Rüstungsproduktion und deren internationaler Verbund. 

Diese und andere Faktoren bewirken unterschiedliche Inhalte in 

den nationalen Konzepten. Das Erfordernis, die bündnisgemeinsamen 
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sicherheitspolitischen Ziele und Absichten zu bestimmen, führten 
zu einer Reihe von NATO-Konzepten. 

Dazu zählen vor allem: 

- Der Harmel-Bericht von 1967, in dem sich die NATO nach dem 
Prinzip "Sicherheit und Entspannung" zu Verhandlungen mit 
den Warschauer Pakt-Staaten bekennt; 

- Die Washingtoner Erkläruni über die West~Ost-Beziehungen 
von 1984; 

- Das Strategische Konzept der "flexiblen Erwiderung" 
(Direktive MC 14/3). 

Den Anforderungen eines sicherheitspolitischen Gesamtkonzepts wer­
den diese dennoch nicht gerecht. Im Zusammenhang mit der Vorberei­
tung und Unterzeichnung des "Vertrages über die Beseitigung der 
Nuklearraketen mittlerer und kürzerer Reichweite" durch Präsident 
Reagan und Generalsekretär Gorbatschow im Dezember 1987 in Washington 
beklagten zahlreiche Regierungsvertreter von NATO-Staaten das Fehlen 
eines Abrüstungskonzepts der NATO. Einige forderten dringlich ein 
"Sicherheits- und abrüstungspolitisches Gesamtkonzept". 

Wir gehen ebenfalls davon aus, daß es jetzt darauf ankommt, um­
fassende Sicherheitsstrategien zu entwickeln, die für beide Pakt­
systeme verhandelbar sein müssen. Sie können entscheidend sein für 
die Vertrauensbildung. Denn nur unter der Vorgabe an Vertrauen kön­
nen wir heutzutage darüber sprechen, das Blockdenken abzubauen und 
schließlich die gegeneinander gerichteten militärischen Systeme zu 
überwinden. 

Ein Schritt auf dem Wege dahin wäre ein sicherheitspolitisches 
Gesamtkonzept des Bündnisses. Wir sollten uns keinesfalls von 
konservativen Meinungen abhalten lassen, die kategorisch erklären: 
"Die NATO braucht kein neues militärstrategisches Konzept 11

•
3 

Bei seiner Ausarbeitung ist natürlich zu fragen, ob in Washington 
konzipierte Doktrinen für europäische Verhältnisse brauchbar sind. 
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in Europa, nicht in den USA liegt. Weiter ist zu prüfen, ob ein 
transatlantisches Bündnis es aushält, wenn die Bundesrepublik 
Deutschland und Frankreich militärische Integrationsprozesse an­
steuern, die innerhalb und außerhalb des Bündnisses als problema­
tisch betrachtet werden. 

Wir stellen fest, daß im Hinblick auf die Politik und Konzepte 
des NATO-Bündnisses mehr Fragen und Ungewißheiten als klare Ant­
worten und konstruktive Ansätze zu verzeichnen sind. So unter­
schiedlich die Motive der atlantischen Politiker sind, die ein 
Gesamtkonzept des Bündnisses fordern, so vielgestaltig sind auch 
die inhaltlichen Vorstellungen. 

Wir meinen, daß dieses auf einige wesentliche Aspekte der Sicher­
heit des Bündnisses und seiner Beziehungen zum Warschauer Pakt 
Antwort geben sollte: Solche Grundpositionen könnten aus den nach­
stehenden Fragen abgeleitet werden: 

- Wie beurteilt das Bündnis die Wahrscheinlichkeit des Entstehens 
von Konflikten und deren Charakter? Mit welchen politischen und 
militärischen Vorsorgemaßnahmen will es verhindern, daß solche 
zu Kriegen eskalieren? Welche militärischen Konflikte sind vor­
stellbar? 

- Mit welchem abrüstungspolitischen Konzept gedenkt das Bündnis 
zu weiteren essentiellen Abrüstungsvereinbarungen mit dem 
Warschauer Pakt zu kommen? 

- An welchem strategischen Konzept orientiert sich die Landes­
verteidigung der Mitgliedsländer in den nächsten Jahren? 

- Wie werden die militärpolitischen Ziele und das militärische 
Potential des Warschauer Paktes beurteilt? Wovon sieht das 
Bündnis seine Sicherheit bedroht? 

- An welchen Grundsätzen werden Umfang und Auftrag der Streit­
kräfte der Bündnisstaaten ~rientiert, ausgerüstet und ausgebildet? 
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- Welche rüstungspolitischen Ziele hat das Bündnis? 

- Welche innergesellschaftlichen Aufgaben haben die Bündnis-
länder zur Sicherung der Landesverteidigung? 

Aus den Antworten auf diese Fragen .könnte ein Konsens im Bündnis 
über ein sicherheitspolitisches Gesamtkonzept hergestellt werden. 
Der Warschauer Pakt seinerseits wäre uns dann ergänzende Auskünfte 
schuldig. Der im Mai 1987 veröffentlichte Beschluß über die Militär­
doktrin des Paktes enthält zwar Positionsbestimmungen und Absichts­
erklärungen über einige der von uns genannten Punkte. Weitergehende 
Inhalte, vor allem der sogenanntep militärtechnischen Seite seiner 
Doktrin, bleiben vorerst im Dunkeln. Da die andere Seite ohne äuße­
ren Zwang die Initiative zum ersten Schritt ergriff, ihre Militär­
doktrin veröffentlichte und einen Dialog anstrebt, ist nunmehr die 
NATO zur Stellungnahme gefordert. 

2. Das moderne Kriegsbild zwingt zum Dialog 

Das künftige sicherheitspolitische Gesamtkonzept der NATO hat 
in verbindlicher Weise die Haltung der Bündnispartner zum Krieg 
und zur Rolle militärischer Gewalt in der Politik überhaupt zu 
bestimmen. Davon werden alle weiteren Aussagen dieses Konzeptes 
geleitet sein. Dies wäre auch das Kernproblem von Konsultationen 
mit dem Warschauer Pakt über Militärdoktrinen. 

Wir, die Gruppe "GENERALE FOR FRIEDEN UND ABRÜSTUNG", haben 
unseren gemeinsamen Standpunkt dazu bereits 1983 in unserem 
Buch "Generale gegen Nachrüstung" mitgeteilt. Für uns hat der 
Krieg aufgehört, ein Mittel zur Erreic~ung politischer Ziele zu 
sein. Das Bild eines möglichen Krieges zwischen den beiden Macht­
blöcken wäre auf jeden Fall vom Einsatz und den entsprechend ver­
heerenden Folgen der Kernwaffen bestimmt. Diese stellen allein 
durch ihre Existenz die schwerste Bedrohung für den Fortbestand 
der Menschheit dar. Dieser Erkenntnis können sich auch die Re­
präsentanten der beiden Führungsmächte nicht verschließen. 
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Präsident Reagan und Generalsekretär Gorbatschow haben bereits 
auf ihrem ersten Gipfeltreffen im November 1985 in Genf erklärt, 
daß ein Kernwaffenkrieg nicht entfesselt werden darf und daß es 
in ihm keine Sieger geben kann. Diese unzweideutige Verpflichtung 
zur Kriegsverhinderung fand Eingang in den Beschluß der Warschauer 
Pakt-Staaten über ihre Militärdbktrin yom Mai 1987 wie auch in den 
Text der NATO-Gipfelerklärung, der aussagt, daß jede Art von Krieg 

zu verhindern ist. 

Dennoch sehen wir einen f~ndamentalen Widerspruch: Beide Bünd­
nisse betrachten die Friedenssicherung als obersten sicherheits­
politischen Grundsatz und ver~tehen sich seit ihrer Gründung als 
Verteidigungsallianzen. Demgegenüber gingen und gehen ihre kon-
kreten militärischen Planungen stets von der Vorbereitung auf die 

Führung eines Krieges aus und sehen offensive Operationen vor. 
Die gegenseitige Bedrohungsanalyse geht bis heute weniger von der 
Anerkennung der defensiv orientierten sicherheitspolitischen Ab­
sichten des potentiellen Gegners aus als vielmehr von seinen offen­
siven Optionen für den Kriegsfall. 
Der erklärte politische Wille zur Friedenssicherung und der Ver­
teidigungscharakter der Bündnisse werden weder von der einen noch 
von der anderen Seite genügend ernst genommen oder gar akzeptiert. 
NATO und Warschauer Pakt bezichtigen sich vielmehr unter Hinweis 
auf die beiderseitigen militärischen Vorbereitungen für den Kriegs­
fall und auf die offensiven Elemente der jeweiligen Militärstrategien 
gegenseitig aggressiver Absichten. Daraus wird die Schlußfolgerung 
abgeleitet, sich noch besser und umfassender auf den Kriegsfall vor­
zubereiten, was die gegenseitigen Bedrohungswahrnehmungen immer 
weiter verstärkt. Aus diesem Teufelskreis hat uns offensichtlich 
auch das Was~ingtoner Gipfeltreffen trotz INF-Vertrag noch nicht 
herausgebracht. Zu gering entwickelt ist noch das Bewußtsein, daß, 
unabhängig von unserer Zugehörigkeit zu dem einen oder anderen Bünd­
nissystem, wir uns in erst~r Linie als Bewohner eines Planeten 
begreifen müssen, die die Verantwortung für seine Zukunft mitein­
ander teilen. Die WidP r sprüche zwischen beiden gesellschaftlichen 
Systemen dürfen nicht zum Vorwand wechselseitiger und kollektiver 
Ausrottung genommen werden. Sie sollten vielmehr als Beweis viel­
fältiger Möglichkeiten der Menschheit zur Organisierung ihrer sozialen 



11 

Existenz betrachtet und zur Grundlage einer konstruktiven Zu­
sammenarbeit genommen werden. Verschiedene soziale Systeme be­
deuten einen wachsendeij Reichtum . der Menschheit an sozialen Er­
fahrungen. Diese Erfahrungen werden wir zur Gestaltung unserer .. 
Zukunft benötigen. Vor diesem Hintergrund ist es unzulässig, mit 
Androhung militärischer Gewalt eine Konformität der Systeme er­
zwingen zu wollen. Entgegengesetzte politische und soziale Hal­
tungen dürfen keine Feindschaften begründen und schon gar nicht 
den Versuch impliziere~, rni~ militärischen Mitteln innergesell­
schaftliche Entwicklungen von Staaten beeinflussen oder korrigieren 
zu wollen. 

Einer unserer sowjetischen Gesprächspartner auf internationalen 
Konferenzen ist Generalleutnant a.D. W. Petrenko. Wir unterstützen 
die von ihm vertretene Ansicht, daß die politischen Führer der 
Staaten beider Bündnisse zur Kriegsverhinderung und Abrüstung eine 
politische Übereinkunft erzielen sollten, die es ermöglicht, aus 
den militärischen Doktrinen das zu entfernen, was dem Verteidigungs­
begriff nicht gerecht wird. Unsere Erwartungen, daß das Brüsseler 
Gipfeltreffen ein umfassendes und weiterreichendes sicherheitspoli­
tisches Konzept beschließen würde, haben sich nicht erfüllt. Es 
verbleibt damit ein konzeptionelles Vakuum, das auszufüllen konser­
vative Politiker und Militärs bestrebt sind. So wollen maßgebliche 
Führungskreise der Bündnisstaaten in Zukunft nach der Devise des 
Oberkommandierenden General Galvin verfahren, für jeden aus der 
"Mauer" nuklearer Abschreckung herausgefallenen Stein einen anderen 
wieder einzufügen. Nur so ist die energische Forderung der bri­
tischen Premierministerin Thatcher nach Modernisierung der nuklearen 
Gefechtsfeldwaffen zu verstehen, da nach ihren Worten man niemanden 
mit veralteten Waffen abschrecken kön~e. Es grenzt schon ans 
Zynische, hochwirksame nukleare Waffen, jede mit einer Ver-
nichtungswirkung, die die aller im 2. Weltkrieg zur Explosion ge­
brachten herkömmlichen Sprengkörper zusammengenommen übertrifft, 
als "veraltet" zu bezeichnen. Ganz zu schweigen davon, daß die 
gegenwärtigen 88 Nuklearrakete~ vorn Typ "Lance" in der BRD auf 
ca. 300 erhöht werden sollen. 
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Was die USA betrifft, so haben wir es mit einer recht wider­
sprüchlichen Politik zu tun. Trotz richtiger Erkenntnisse des 
Präsidenten zu einigen Grundfragen des Nuklearzeitalters, scheu-
en sich er und andere, besonders konservative NATO-Politiker, 
daraus weitergehende Konsequenzen zu ziehen. Hier trifft Arthur 
Schlesingers Bewertung zu:"Die Grundthese der Außenpolitik Reagans 
lautet, daß militärische Stärke politische und diplomatische Stärke 
erzeugt. Es ist jedoch wahrscheinlicher, daß durch die Unterord­
nung der diplomatischen unter die militärischen Interessen Amerikas 
Einfluß in der ganzen Welt verringert wurde. Eine von Militärs und 
ideologischen Eiferern beherrschte Außenpolitik schmälert die Rolle 
von Verhandlungen und engt ihren Spieliaum ein'' 4 Diese Wertung 
trifft, mit Ausnahme einiger nationaler Positionen, auf die Bünd­
nisstrategie zu. Dabei würde uns die Formulierung einer neuen, den 
Realitäten mehr Rechnung tragenden Sicherheitspolitik leichter fal­
len, wenn wir aufmerksamer und vorurteilsfreier zur Kenntnis nehmen 
wµrden, daß sich im strategischen Denken und in doktrinären Aus­
sagen der Sowjetunion und ihrer Partner vieles in ßewegung befindet. 
In der Tat kollidierten in der Vergangenheit ihre politisch-pro­
grammatischen Bekenntnisse für eine atomwaffenfreie Welt mit ihren 
militärischen Vorstellungen von der Führ- und Gewinnbarkeit eines 
auch mit Nuklearwaffen geführten Krieges. Sich darauf noch heute 
zu beziehen, wie es die Ikl~-Kommission bei der Begründung ihrer 
"integrierten Langzeitstrategie" tat, ist nicht nur Denkfaulheit. 
Hier offenbart sich der Unwille konservativer Leute, sich von einem 
politischen und militärischen Denkschema zu trennen, das die in 
den internationalen Beziehungen eingetretenen Veränderungen igno­
riert. Korrekturen im sowjetischen strategischen Denken sind nicht 
nur kosmetischer Art oder dienen allein propagandistischen Ab­
sichten. Davon zeugen politische un~ militärische Entscheidungen 
der sowjetischen Führung, die schon substantiellen Charakter haben. 

Solche sehen wir u. a.: 

- in der Bereitschaft, ihrer Militärstrategie das Prinzip der 
"Suffizienz" zugrunde zu le,$en; 
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- im Verzicht der Sowjetunion, auf die amerikanische SDI-Heraus­
forderung mit einem eigenen Weltraumrüstungsprogramm zu ant­
worten; 

im einseitigen fast zwei Jahre durchgehaltenen Verzicht auf 
nukleare Testprogramme; 

- im vorgezogenen Abzug der mit SS-12-Raketenausgerüsteten 
Einheiten vom Gebiet der CSSR und DDR. 

Die viel weitergehenden sowjetischen Vorschläge zur Liquidierung 
aller Nuklearwaffen können doch auf ihre Ehrlichkeit hin nur über-, . 

prüft werden, wenn wir sie, · ausgehend von den erwähnten tatsäch-
lichen Verhaltensänderungen, beim Wort nehmen. 

Der im Westen ungebrochene Glaube an die magische und wohltuende 
Wirkung von Kernwaffen auf die Erhaltung von Frieden und Sicher­
heit muß, natürlich in geeigneter Weise, sorgfältig und erfolg­
reich verändert werden. Unsere Regierungen müssen begreifen, daß, 
obwohl es 42 Jahre lang keinen Krieg gab, dies kein Beweis ist, 
daß das der Existenz der Kernwaffen geschuldet ist. Sicher dagegen 
ist, daß durch Kernwaffen Frieden und Sicherheit immer stärker be­
droht sind. Darum sollte sich das Bündnis auf einige grundsätzliche 
neue Aussagen zur Nuklearpolitik einigen und diese in ein sicher­
heitspolitisches Gesamtkonzept aufnehmen. 

Nach unserer Vorstellung müßten diese beinhalten: 

- Bis zur Entwicklung stabiler Strukturen internationaler Zu­
sammenarbeit', durch die das System wechselseitiger Abschreckung 
überwunden wird, sollten sich beide Bündnisse auf minimale 
Vorräte an Kernwaffen beschränken. Erinnert sei in diesem Zu­
sammenhang daran, daß Präsident Eisenhower den 1953 erreichten 
Stand an Kernwaffenvorräten (ca. 350 Sprengsätze) für die Ab­
schreckung als völlig ausreichend betrachtete. 
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- Eine solche Welt mit wesentlich reduzierten Kernwaffenarse­
nalen macht ein System kosmischer Waffen völlig überflüssig. 
Das Festhalten an Plänen für eine Strategische Verteidigungs­
initiative erweist sich viel mehr als ein Hindernis bei der 
Reduzierung nuklearer Potentiale und könnte einen Prozeß des 
Vor- und Nachrüstens im Kosmos einleiten, der als gemeinsames 
Gut der Menschheit ausschließlich friedlich genutzt werden 
sollte. 

- Der Verzicht auf weitere Kernwaffenversuche würde bereits 
den weiteren qualitativen ~nd quantitativen Ausbau des Kern­
waffenpotentials begrenzen. Nachdem die Sowjetunion ihre Bereit­
schaft hierzu unter Beweis gestellt hatte, sollte uns von die­
sem Schritt nichts mehr abhalten. 

Die NATO sollte den in ihrer Militärdoktrin ausgesprochenen 
Verzicht der Warschauer Pakt-Staaten, nicht als erste Kern­
waffen einsetzen zu wollen, begrüßen. Sie erklärte ihrerseits, 

das Prinzip der Erstschlagsfähigkeit aufzugeben und fordert 
den Warschauer Pakt darüber hinaus auf, ebenfalls keine weite­
ren Optionen für einen "begrenzten nuklearen Krieg" in Europa 
mehr zu verfolgen. 

- Mit der Sowjetunion sind weitere Verhandlungen zur schritt­
weisen Reduzierung von Kernwaffen aller Kategorien zu führen. 
Die NATO verzichtet ihrerseits völlig auf eine Kompensation 
vereinbarter Reduzierung durch andere nukleare Systeme und 
erwartet von den Warschauer Pakt-Staaten ein adäquates Ver­
halten. 

- Vorrangig sollten jene Nuklearwaffen auf der Grundlage von 
internationalen Verträgen reduziert werden, die in Staaten 
stationiert wurden, die nicht Eigner dieser Waffensysteme sind. 
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- Im Zusammenhang mit weiteren Abrüstungsfortschritten sollten 
Großbritannien und Frankreich ihre Nuklearpotentiale eben­
falls in Verhandlungen einbringen und ihre Bereitschaft er­
klären, bis zu diesem Zeitpunkt ihre nuklearen Potentiale weder 
zu vermehren noch zu modernisieren. 

Die NATO-Strategie der flexiblen Reaktion sieht im Falle eines 
militärischen Konfliktes in Europa, der nach ihrem Selbstverständ­
nis nur durch einen Angriff, der Warschauer Pakt-Staaten ausgelöst 
werden würde, bekanntlich drei Reaktionsarten vor: die Direktver­
teidigung, die vorbedachte Eska~ation und die allgemeine nukleare 
Reaktion. Die Direktverteidigung soll möglichst auf eine mili­
tärische Auseinandersetzung mit konventionellen Mitteln nach dem 
Prinzip der Vorneverteidigung begrenzt bleiben. Nun häufen sich in 
jüngster Zeit in der NATO Auffassungen, die nicht nur die Fähigkeit 
der NATO zur konventionellen Verteidigung mit zusätzlichen Rüstungs­
anstrengungen "wiederhergestellt" sehen wollen, sondern auch als 
Voraussetzung für weitere Abrüstungsübereinkünfte mit dem Osten vorn 
Warschauer Pakt einen Abbau seiner "Invasionsfähigkeit" fordern. 

In geradezu unverantwortlicher Weise wird in der "Erklärung der 
am Treffen des Nordatlantikrates am 2./3. März 1988 in Brüssel 
teilnehmenden Staats- und Regierungschefs" behauptet: "Das Problem 
ist weitgehend eine Folge der Oberlegenheit des Warschauer Paktes 
bei entscheidenden konventionellen Waffensystemen •.• " und weiter 
"Der Warschauer Pakt verfügt, gestützt auf die vorne dislozierten 
Streitkräfte der Sowjetunion, über die Fähigkeit zum Überraschungs­
angriff und zur raumgreifenden Offensive". 5 Unter "Invasionsfähig­
keit" wird die •Fähigkeit des Warschauer Paktes verstanden, mit 
Erfolg einen konventionellen Angriff zur Inbesitznahme Westeuropas 
zu führen. Diese Annahme ist ausgesprochen absurd und erweist sich 
als Hemmnis für eine weiterführende Verständigung mit dem War­
schauer Pakt. 

Absurd in zweifacher Hinsicht: 

- Das militärische Kräfteverhältnis zwischen den beiden Bünd­
nissen ist heute nahezu gleichgewichtig. Asymmetrien gibt es 
in quantitativer Hinsicht auf beiden Seiten und in qualitativer 

Hinsicht zu Gunsten der NATO. Den Nachweis haben wir mehrfach 
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in Memoranden und Sachbüchern angetreten. Damit besitzt der 
Warschauer Pakt kein solches "Invasionspotential". 

- Das mit konventionellen Kampfhandlungen verbundene Vernich­
tungsausmaß der europäischen Zivilisation, das u. a. bestimmt 
wird von der Spezifik der Industrialisierung und der Wirkungs­
weise moderner konventioneller Waffen, macht jegliche politische 
Zielsetzung eines solchen Angriffs illusorisch. Selbst eine nur 
theoretisch denkbare B~grenzung auf konventionellen Waffenein­
satz würde ein tausendfaches Tschernobyl und mehrtausendfaches 
Bhopal auslösen, in dem Europa untergehen würde. 

Die Fähigkeit dies zu erkennen, sollte man auch dem politischen 
Gegner zubilligen. Manipulationen mit solchen Begriffen zum 
Zwecke persönlicher Profilierung oder gar ihre Einführung in die 
Politik eines Staates oder Bündnisses sollten daher unterbleiben, 
da sie nicht nur vertrauensstörend, sondern sicherheitsgefährdend 
wirken. 

Natürlich übersehen wir nicht, daß trotz gewachsener Verhandlungs­
bereitschaft beider Seiten überholte politische Ansprüche in grund­
sätzlichen Fragen fortbestehen. Das sind beispielsweise die 
Breshnew-Doktrin des Warschauer Paktes und die Reagan-Doktrin auf 
der westlichen Seite. Beide werden von der jeweiligen Gegenseite 
als unvereinbar mit einem Klimaverständigungsbereiten Dialogs 
und der Zusammenarbeit angesehen. Auch wir betrachten die Breshnew­
Doktrin als völlig unzeitgemäß, sehen allerdings in der gegenwär­
tigen Politik der Sowjetunion eine Tendenz zur Zurücknahme dieses 
Ordnungsanspruchs im eigenen Lager. Zugleich sehen wir einen 
wesentlichen Unterschied zur Reagan-Doktrin. Beanspruchte die 
Sowjetunion mit ihrer Doktrin, aus , unserer Sicht ungerechtfertigter­
weise, das Recht, im eigenen Lager systemstabilisierend auch mili­
tärisch einzugreifen, so beanspruchen die USA mit der Reagan-Doktrin 
das Recht auf der anderen Seite, in Ländern mit kommunistischen 
Regierungen oder in mit den sozialistischen Staaten verbündeten/ 
befreundeten Ländern einzugreifen um, wie Senator Richard G~ Lugar 
meinte, "eine Umkehr der kommunistischen bzw. marxistischen Herr­
schaft •.. zu bewirken 11

•
6 Ein Vergleich der beiderseitigen dok­

trinären Aussagen schließt ein, daß die NATO ihrerseits in einem 
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zu formulierenden sicherheitspolitischen Gesamtkonzept eindeu­
tig erklären sollte, daß 

- sie keine militärischen Programme verfolgt, die ähnlich der 
Reagan-Doktrin die Förderung militärischer Konflikte niederer 
Intensität und die Einmischung in die inneren Angelegenheiten 
souveräner Staaten zum Inhalt haben; 

- sie konventionell geführte Kriege in Europa für kein Mittel 
politischen Intere.sserrausgleichs hält und deshalb für eine 
wesentliche Reduzierung herkömmlicher Rüstungen und Streit­
kräfte eintritt; 

kein NATO-Staat Gebietsansprüche an irgendein Land in und 
außerhalb Europas stellt; 

- die Bündnispartner für eine Landesverteidigung eintreten, die 
in ihren strategischen Grundsätzen und militärischen Strukturen 
von einer konventionellen defensiven Bewaffnung ausgeht und 
daher ungeeignet ist, irgendeinen Nachbarstaat zu bedrohen oder 
Angriffsoperationen zu führen. 

Ein sicherheitspolitisches Gesamtkonzept unseres Bündnisses 
müßte natürlich auch dem Anspruch gerecht werden, eine klare 
Antwort darauf zu geben, inwieweit und durch wen unsere Länder 
heute existentiell bedroht sind. Nur eine durch nüchterne Analyse 
aller realen ökonomischen, politischen und militärischen Fakten 
gewonnene Lagebeurteilung kann Grundlage für zukünftige Planungen 
im Bündnis sein. Die seit Jahrzehnten geübte Bedrohungsbeschrei­
bung wird d~m nicht gerecht. Sie wird, nach Georg F. Kennan, von 
Leuten bestimmt, "die das Gespenst eines großen furchterregenden 
äußeren Feindes, das sich nur mit riesigen militärischen Vorbe­
reitungen und mächtigem Kriegsgetöse austreiben läßt" zeichnen, 
"wo künstlich geschaffene Bilder mehr gelten als Realitäten". 7 

General a.D. Nino Pasti hat erst im Herbst 1987 anhand amt­
licher amerikanischer Quellen und Publikationen seriöser wissen­
schaftlicher Institutionen erneut nachgewiesen, daß z. B. 
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- die Militärausgaben der USA stets höher als die der Sowjet­
union waren; 

- die Militärausgaben der NATO seit 1976 um mehr als doppelt 
so hoch wie jene des Warschauer Paktes waren; 

- fünf aufeinanderfolgende US-amerikanische Verteidigungs­
minister das strategische Atompotential der USA als dem der 
Sowjetunion überlegen bewerten; 

- die Warschauer Pakt-Staaten auch über keine numerische Über­
legenheit an konventionell gerüsteten Streitkräften gegenüber 
der NATO verfügen. Auf beiden Seiten gibt es Asymmetrien, zu 
deren Abbau sich die Sowjetunion bereit erklärte. Die NATO spricht 
hingegen nur von östlichen Asymmetrien. 

Es ist befremdlich, wenn trotz dieser allgemeinen Gleichgewichtig­
keit zwischen NATO und Warschauer Pakt und dem offensichtlichen 
Verzicht des Warschauer Paktes auf großräumige Angriffshandlungen 
in Europa von Politikern und Militärs leichtfertig die Mär einer 
bedrohlichen sowjetischen Überlegenheit verbreitet wird. Der Schaden 
den solcherart manipulierte Feindbilder in den Denk- und Verhaltens­
weisen von Bürgern und Soldaten anrichten, ließe sich vielfach be­
legen. Doch entgegengesetzte politische und soziale Strukturen in 
den Ländern beider Pakte dürfen keine militärische Feindschaft be­
gründen. Als Rechtfertigung für immer neue Rüstungsprogramme und 
Konfliktszenarien genommen, trüben sie den Blick für reale Chancen 
zur Abrüstung und Verständigung. Darum sollte die NATO das Bekennt­
nis der Warschauer Pakt-Staaten in ihrer Militärdoktrin ernst nehmen 
daß der Pakt keinen Staat und kein Volk zum Feind hat. 
Skeptiker werden sofort darauf verweisen, daß der bildungspoli­
tische Alltag in Schulen und Stre~tkräften des Warschauer Paktes 
diesem Bekenntnis noch nicht entspricht. Das sollte uns nicht hin­
dern, eigene bessere Traditionen des Umgangs mit dem Anders­
denkenden aufzugreifen und realpolitische Sicherheitsanalysen 
anstatt manipulierte Feindbilder zur Grundlage unseres politischen 
Handelns zu machen. Unsere

1 
pluralistischen Gesellschaften mit ihren 



19 

erfolgreich praktizierten parlamentarischen Demokratien bieten 
dafür stabile Grundlagen. Das erkannte selbst der frühere Ver­
teidigungsminister der Bundesrepublik Deutschland, Georg Leber, 
der seinen Soldaten sagen ließ: "Der Wille zur Selbstbehauptung, 
notfalls zur bewaffneten Verteidigung der freiheitlichen Lebens­
weise, benötigt kein Fein.dbild. 118 Leider -hat sich dieser Stand­
punkt weder in der Bundeswehr noch in den Streitkräften anderer 
Bündnispartner durchgesetzt. Konnte man vor 15 Jahren mit Georg 
Leber noch darüber streiten~ ob es sinnvoll und der Wehrmotivation 
förderlich ist, so eindeutig auf ein Feindbild zu verzichten, so 
gibt es auch in dieser Hinsicht -heute -keine Wahl mehr. Das atomare 
Inferno kann nur gemeinsam verhindert werden. Gemeinsame Hand­
lungen erfordern Kommunikation, Verständigung und keine entfremden­
den, trennenden Feindbilder. Eine entschlossene Verteidigungsbereit­
schaft ist auch ohne Hilfe von Feindbildern möglich. Die Streit­
kräfte der neutralen Staaten in Europa beweisen es. 

Ein zweiter Beweis ist der Austausch von Manöverbeobachtern auf 
der Grundlage der KSZE-Beschlüsse. Ihr Wert besteht nicht nur in 
der Vorortinspektion von Manöverzielen und -abläufen, sondern vor 
allem darin, daß man den bisher imaginären Offizier der anderen 
Seite als lebendigen, sachkundigen, gesprächsoffenen Partner kennen­
lernt. Als solchen erleben ihn nicht nur die unmittelbar betroffe­
nen Soldaten, sondern mittels moderner Kommunikationsmittel auch 
weite Kreise der Bevölkerung der gastgebenden Länder. Die NATO 
sollte sich entschließen, in ihrer Programmatik auf bisher prak­
tizierte Bedrohungsbilder zu verzichten. 

Denkbar wären anstelle derselben: 

- sicherheitspolitische Lagebeurteilungen, die das reale Kräfte­
verhältnis analysieren und Deutungen im Sinne des "worst case"­
Denkens ausschließen; 

- Klärung von Informationslücken über Stärken und Absichten der 
anderen Seite zunächst im direkten Gespräch mit dem Warschauer 
Pakt, 

- Ersetzung von Konfliktszenarien durch Verhandlungsprogramme, 
die auf sicherheitspartnerschaftliche Lösungen mit der anderen 
Seite orientieren. 
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3. Für eine glaubwürdigere Verteidigung im Bündnis 

Die Strategie der "flexiblen Erwiderung" ist seit 1967 verbind­
liche Bündnisdoktrin und soll es nach dem Willen des letzten 
Gipfeltreffens auch weiterhin sein. Dennoch gab und gibt es immer 
wieder Diskussionen um dieses Konzept~ dasja wesentliche Aufgaben, 
Struktur und Ausrüstung der Bündnisstreitkräfte bestimmt. Ent­
gegengesetzte Pole in dieser Strategiedebatte sind zur Zeit das 
Strategiepapier konserv~tiver Kreise in den USA unter dem Titel 
"Discriminate Deterrence" einerseits sowie einige Entwürfe "Alter­
nativer Strategien" ande~erseits, wie sie zumeist von Experten 
sozialistischer Parteien europäischer Bündnisländer vorgelegt wur­
den. 

Diese Konzepte sind jedoch nur von geringem unmittelbaren Einfluß 
auf die gültige NATO-Strategie. Sie hat sich in den letzten Jahren 
vornehmlich infolge interner konzeptioneller Oberlegungen der Re­
gierungen der Führungsmächte und der NATO-Behörden weiterentwickelt. 
Kern des Konzepts der flexiblen Erwiderung blieb der Gedanke, den 
potentiellen Aggressor dadurch wirksam von möglichen Angriffsab­
sichten abzuschrecken, daß man ihm möglichst glaubhaft demonstriert, 
einen Krieg auf allen Ebenen wirksam führen zu können. Dadurch, daß 
man den potentiellen Gegner über die konkreten militärischen Reak­
tionen der NATO im Ungewissen läßt, soll dieser Abschreckungs­
effekt noch erhöht werden. Jedoch bereits zum Zeitpunkt der Verab­
schiedung der Strategie der flexiblen Erwiderung wurden massive 
Zweifel daran geäußert, ob die vorbedachte nukleare Eskalation 
eines Konfliktes das geeignete Mittel sei, um einen militärischen 
Konflikt in . Europa unter für die NATO günstigen Bedingungen zu 
beenden. Ausgehend von unseren Erfahrungen, die wir in führenden 
militärischen Funktionen auf verschiedenen Ebenen der NATO-Struk­
turen sammeln konnten, bestreiten wir entschieden, daß in einem 
Krieg, in dem Nuklearwaffen zum Einsatz kommen, die Möglichkeiten 
zu einer gesteuerten Begrenzung des Konfliktes und zur vorbedach­
ten Eskalation gegeben sind. Seiner Natur nach würde ein solcher 
Krieg, wie berei ts_·erwähnt, außerordentlich rasch eskalieren 
und außer Kontrolle geraten. 
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Diese Sorge wird durch e1n1ge besorgniserregende Tendenzen in 
den westlichen strategischen Konzepten verstärkt. 

- Zunächst ist eine stärkere Hinwendung zum Sieg-Postulat in 
konzeptionellen Vorstellungen von Bündnisrepräsentanten zu 
bemerken. Der Sieg über die gegnerischen militärischen Kräfte 
ist seit Jahrhunderten Inbegriff des Denkens und erstrebter 
Abschluß des Einsatzes von Streitkräften im Kriege. Die ritter­
liche Inbesitznahme des gegnerischen Feldzeichens als Ausdruck 
des Sieges in früheren Zeiten ist nun überhaupt nicht mehr mit 
einem "Sieg" im Atomkrieg zu vergleichen, der weithin mit der 
Vernichtung der menschlichen Zivilisation verbunden wäre. Den­
noch fanden z.B. die oft zitierten Sieg-Postulate von Colin 
S. Gray Eingang in militärpolitische Richtlinien des Pentagon 
und geistern durch die Felddienstvorschriften fast aller NATO­
Armeeno 

- Ebenso beachtenswert ist die zunehmend offensive Auftrags­
gestaltung und Befähigung der Streitkräfte. Diese offensiven 
Fähigkeiten der Land- und Luftstreitkräfte sollen vor allem 
im Rahmen der Planungsrichtlinie zur Bekämpfung der Folge­
staffeln des Warschauer Paktes (FOFA) verstärkt werden. Für 
die US-Streitkräfte sind diese Anforderungen im Airland-Battle­
Konzept enthalten. Neben der offensiven Orientierung auf Schläge 
in die Tiefe des gegnerischen Hinterlandes ist darin auch ein 
frühzeitiger nuklearer Ersteinsatz vorgesehen. In Verfolgung 
dieser Offensivkonzepte sollen im Ernstfall in einer Tiefe bis 
zu 300 km 789 wichtige Objekte auf dem Territorium der Warschauer 
Pakt-Staaten . DDR und CSSR bekämpft werdeno Nach Zuführung ent­
sprechend weitreichender neuer Waff~nsysteme und durch Einsatz 
der Luftstreitkräfte sollen im Ernstfall gar 2.683 Objekte in 
einer Tiefe bis zu 800 km wirksam getroffen werden. 9 

- Beängstigend ist weiter, in welchem Ausmaß ein übersteiger­
tes Vernichtungsprinzip in militärische Planungen Eingang fand 
und weltweit das militärische Konfliktgeschehen beherrscht. 
Davon zeugen Atomkriegsszenarien, in denen bei 30 bis 50 
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Millionen Toten für die Sowjetunion oder die USA noch von hin­
nehmbarem Kriegsverlauf gesprochen wird, aber auch alle mili­
tärischen Konflikte von Vietnam über Afghanistan bis zum Nahost­
krieg zwischen dem Irak und dem Iran. 

Zum einen ist diese Entwicklung der Jdeologisierung des Krieges, 
der Nichtakzeptenz des politischen und staatlichen Existenz­
rechts Andersdenkender geschuldet, zum anderen ist diese Erschei­
nung Ausdruck eines unb~wältigten Mensch-Technik-Konflikts im 
Militärwesen. Mit dem gesteigerten technischen Leistungsvermögen 
der Waffen hielt das Kontroll- und Beherrschungsvermögen des Men­
schen über diese Vernichtungsmittel nicht Schritt. 

Siegpostulat, Offensivdenken, Vernichtungsprinzip sind Grundkate­
gorien militärischen Denkens, die in Planungen sowie Denk- und 
Verhaltensweisen der Soldaten stark vertreten sind. Diese und an­
dere Tendenzen dürfen nicht weitergeführt werden. Deshalb muß ein 
sicherheitspolitisches Gesamtkonzept des Bündnisses dazu verbind­
lich Stellung nehmen, zur Korrektur von Fehlentwicklungen und für 
einen Dialog mit der anderen Seite geeignet sein. 

Natürlich könnten wir auf Parallelentwicklungen im Warschauer Pakt 
verweisen. Auch seine Militärstrategie fordert die Zerschlagung 
der gegnerischen Kräfte, setzt also im Kriegsfall auf militärische 
Überlegenheit und Sieg. Wir sollten uns in unseren Absichten von 
der Tatsache bestärkt fühlen, daß seitens der Sowjetunion auch hier­
über ein tiefes Nachdenken begann. Bereits seit Ende der 7oer Jahre 
wiederholt die sowjetische Führung ihren Verzicht auf militärische 
OberlegenheiJ, und maßgebliche sowjetische Militärs schließen heute 
die Möglichkeit des Sieges in nuklear wie konventionell geführten 
militärischen Handlungen in Europa -aus. 

Noch weiter gehen die nordeuropäischen Staaten in ihren Vertei­
digungsdoktrinen. So verzichtet die finnische Führung in ihrer 
Verteidigungsplanung auf jegliche Siegoption, beschränkt sich völlig 
auf den Schutz ihrer Bevölkerung und der materiellen Werte des 
Landes im Rahmen der Staatsgrenzen. Ein eingedrungener Feind soll 
über diese zurückgeworfen, aber nicht in seiner staatlichen Existenz 
"zerschlagen" werden. 
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Außergewöhnliche Zeiten brauchen außergewöhnliche Männer. Diese 
haben wir in der NATO. Nur müssen sie sich von geschichtlichen 
Beispielen zum Handeln ermutigen lassen. 

Als die "Strategie der massiven Vergeltung" in den Soer Jahren 
an die Grenze ihrer Abschreckung~möglichkeiten stieß und umzu­
schlagen drohte in ein atomkriegsprovozierendes Instrumentarium, 
griff General M. Taylor zur Feder und begründete in seinem Buch 
"The uncertain trumpet" die Notwendigkeit einer neuen Strategie und 
lieferte mit ihm zugleich ,einen umsetzbaren Entwurf für eine solche. 

Präsident Kennedy, der die Zeichen der Zeit verstand, bestätigte 
sie offiziell als "Strateg~e der abgestuften Abschreckung". 
In ihren wesentlichen Bestandteilen wurde sie 1967 von der NATO 
übernommen und ist unter der Bezeichnung "Strategie der flexiblen 
Erwiderung" noch heute verbindliche Bündnisdoktrin. 
Eine gravierendere Umbruchsituation ist heute. Ideen, die dieser 
gerecht werden, gibt es. Es fehlt der entscheidende politische An­
stoß zu ihrer Umsetzung. Die Oberlegungen für ein sicherheitspoli­
tisches Gesamtkonzept des Bündnisses sollten eine vorurteilsfreie 
Oberprüfung vorliegender militärischer Defensivkonzepte einschließen. 

Wir haben bereits in früheren Publikationen zu solchen Entwürfen 
Stellung genommen und eigene Vorschläge hinzugefügt. Wir sind der 
Meinung, daß gerade wir Soldaten wegen unserer Kenntnis der "Seele" 
des Krieges gefragt sind, wie man seinem verderbenbringenden Lauf 
heute Einhalt gebieten kann, ohne unsere Staaten schutzlos zu machen. 

Oberstleutnant Nolte von der Führungsakademie der Bundeswehr ver­
su~hte diese neue politische Ethik des Soldaten wie folgt zu fassen: 
"Soldaten müssen sich vermehrt und erneut einem Denken in und Ein­
stehen für Alternativen erschließen. Das Denken in Alternativen 
ist als Instrument der Entscheidungsfindung in Gefechtsführung un­
verzichtbares militärisches Handwerkszeug. Das persönliche Einstehen 
für alternative Vorstellungen zu Vorstellungen der Führung in Form 
aktenkundiger Niederlegung und Vorlage beim nächsthöheren Kommando 
war ein besonders tradierenswerter Rechtsanspruch und Haltungs­
anspruch an den Generalstabsoffizier von Reichswehr und Wehrmacht. 
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Die Verflechtung des Soldaten heute mit der Funktion sogenannter 
politischer Waffen, den Nuklearwaffen, muß angesichts heute auch 
politischer Mitverantwortung des Soldaten den Waffenbediener für 
Alternativen nicht nur sensibilisieren, sondern ihn nach Alter­
nativen fragen lassen ••.. Nun steht ein dritter Schritt an, der 
Soldaten selbst Alternativen entwerfen läßt. 1110 

Wir betrachten als wichtigste Grundsätze alternativer Verteidigung, 
an denen die heute gül~ige strategische Doktrin wie Verteidigungs­
struktur der NATO überprüft werden sollten: 

- Den Verzicht auf nukleare und chemische Waffen für das Gefechts­
feld. 

- Die Orientierung künftiger Verteidigungsstrukturen der Bündnis­
armeen am Prinzip der Minimalabschreckung und i länglichkeit 
der Mittel. Die daraus resultierende Offensi nfähigkeit signa­
lisiert dem potentiellen Gegner weitgehende Sicherheit vor einem 
Angriff und fordert ihn heraus, sich auf eigene ichtangriffs­
fähigkeit zu beschränken. 

- Modernste militärtechnische Entwicklungen begünstigen defensive 
Strategien und Verteidigungsstrukturen. Ihr Einsatz für abwehr­
starke Strukturen und automatisierte Verteidigungsabschnitte wirkt 
hinreichend genug abhaltend auf einen potentiellen Gegner und ver­
spricht den wirksamen Schutz von Bevölkerung und Wirtschaft. 

- Die verbleibenden Kernwaffen strategischer Bestimmung wirken 
als politischer Faktor der Abschreckung. Diese Funktion macht 
bei gegebener defensiver Verteidigungsstruktur die heutige nuklea1 
Triade überflüssig, da die Schutzgarantie der USA für ihre euro­
päischen Partner durch engere ~olitische Integration gegeben ist, 
und der heute vorgesehene Einsatz von Nuklearwaffen ge~en Kräfte­
massierungen, Führungszentren des Gegners etc. aufgrund beider­
seits vorhandener Defensivstrukturen entfällt. 

Seit dem Erscheinen erster alternativer Denkmodelle sind diese 
nicht nur Objekt kritischer Prüfung zum Zwecke weiterer Vervoll-
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kommnung, sondern auch Angriffen konservativer Militärs ausge­

setzt. Diese versuchen, die Undurchführbarkeit defensiver Ver­

teidigungsstrategien und entsprechender Strukturen oft mit dem 

Hinweis auf ein weithin vorhandenes Offensivpotential des War­

schauer Paktes nachzuweisen. In der Tat muß man eine gewisse ein­

seitige Betrachtungsweise im Denkansatz -mancher alternativer Mo­
delle vermerken. Sie unterstellen dem Warschauer Pakt Unfähigkeit 

oder Unwillen, ebenfalls defensive Verteidigungsmodelle anzugehen. 

Daraus ergaben sich dann nfcht selten unrealistische konzeptionelle 

Ansätze bis hin zu unzumutbarem Umfang und Kosten alternativer 

Verteidigungsstrukturen. Diesem Dilemma können wir nur entgehen, 

wenn defensive VerteidigungsmoJelle mit dem Warschauer Pakt dis­
kutiert und im Kontext mit weiteren Rüstungsreduzierungen parallel 

auf die Schaffung defensiver Verteidigungsstrukturen hingearbeitet 

wird. 

Solche für einen Dialog geeigneten Ansätze in der Militärpolitik 

der Warschauer Pakt-Staaten sehen wir in folgendem: 

In der Budapester Erklärung des Paktes von Juni 1986, in der 

eine weitgehende Bereitschaft zur Reduzierung der konventionell 

gerüsteten Streitkräfte signalisiert wurde. 

- In Aussagen höchster politischer Repräsentanten und hoher 

Militärs der Sowjetunion zu Gunsten defensiver Verteidigungs­
strukturen. So begrüßte Generalsekretär Gorbatschow entsprechen­

de Initiativen von BRD-Friedensforschern, und General a.D. 

Petrenko erklärte, daß man solche "reine Difensivstrukturen" 

schaffen muß, und schließlich bekennt sich die offizielle Militär­

doktrin des Warschauer Paktes zur weiteren Ausprägung defensiver 

Strukturen der Streitkräfte. 

Wenn in Gesprächen zwischen NATO und Warschauer Pakt diese An­

zeichen weiter ergründet werden und in verbindliche Absprachen 

einmünden könnten, wären denkbare weitere Schritte in Richtung 

defensiver Verteidigungsstrukturen: 
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Jedes Bündnis sollte planen, sich am besten weit hinter der 
Grenze im rückwärtigen Raum zu verteidigen. Auf diese Weise 
entstünde eine militärisch sterile oder ausgedünnte Zone, die 
etwa 150 km breit wäre. Zum Angriff geeignete Ausrüstung wie 
Panzer, Artillerie, Kampfhubschrauber, Brückenlegegerät und 
Depots wären aus dieser Zone herauszunehmen. 

Ein zweiter Schritt wäre in dieser Verteidigungszone eine weitere 
Reorganisation von S~ruktur und Bewaffnung der Streitkräfte. 
Für raumgreifende Offensivhandlungen geeignete Waffensysteme 
wie Panzer und selbstfahrende Artillerie sollten durch "intelli­
gente'' Abwehrsysteme wie Panzerabwehrlenkraketen, modernste Ziel­
erfassungssysteme und Sperrmittel ersetzt werden. 

- Ein dritter Schritt wäre möglich, nachdem sich durch die Ver­
wirklichung der beiden ersten und unter Einwirkung weiterer zu 
erwartender nuklearer Abrüstungsschritte und vertrauensbildender 
Maßnahmen ein größeres gegenseitiges Vertrauen herausgebildet hat 
Dieser könnte dann eine wesentliche Reduzierung der konventionell• 
Potentiale bis zu einem Minimum vorsehen, das für den Grenzschutz 
ausreichen würde. Hieraus ergäbe sich eine Verringerung der Eska­
lationsrisiken des Landkrieges und infolge des Bedeutungsrück­
ganges an transatlantischen Verstärkungen ebenfalls eine Abnahme 
der Bedeutung maritimer Bedrohungen und damit die Chance der Re­
duzierung der Seekriegsmittel. 

Eine solche notwendige und unausweichliche Hinwendung zu defensiven 
Verteidigungsstrukturen bedarf auch frühzeitiger rüstungspolitische 
Weichenst~llungen. Das um so mehr, da die Oberleitungszeiträume 
moderner Waffensysteme von der Idee bis zur Einführung in die 
Truppe immer länger werden und sich heute im Schnitt auf mindestens 
lo Jahre belaufen. Die strukturbestimmenden Waffen und Geräte für 
die Zeit nach der Jahrtausendwende entstehen bereits heute in den 
Konstruktionsbüros. Diese sind aber noch nicht an den Erforder­
nissen defensiver Verteidigungsstrukturen ausgerichtet, ohne zu 
übersehen, daß eine Vielzahl von Waffen sowohl defensiv wie offen­
siv verwendet werden können. Die Rüstungspolitik des Bündnisses 
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wird dennoch in ihrer politischen und technischen Zielsetzung 

bestimmt von bisher gültigen Grundsätzen. Diese orientieren sich 

an Offensivfähigkeiten unserer Streitkräfte und geben daher Systemen 

den Vorzug, für die es in Zukunft keine Verwendung mehr geben darf. 

Noch gilt das von Präsident Reagan formulierte rüstungspolitische 

Prinzip, bei Spitzentechnologien Überlegenheit über die andere Seite 

zu erzielen. Diese erstrebte Überlegenheit über den Warschauer Pakt, 

die insgeheime Hoffnung, die Sowjetunion im Rüstungswettlauf zum 

wirtschaftlichen Kollaps zu hetzen und die zusätzliche Konkurrenz 

mit den US-Rüstungszentren bestimmen auch die europäische Rüstungs­

wirtschaft. Im Prinzip werden die Leistungsparameterstruktur­

typischer Waffensysteme fortgeschrieben und bestimmen weiterhin die 

Auftragsseiten der europäischen Rüstungsindustrie. Die Rüstungs­

programme der NATO enthalten auch für die nächsten Jahre die Be­

schaffung von Kampfpanzern, von schweren weittragenden Artillerie­
geschätzen, Kampfflugzeugen doppelter Verwendbarkeit, Flugzeug­

trägern, Zerstörern, raketentragenden U-Booten und dergleichen mehr. 

Waffensysteme, die für defensive Verteidigungsstrukturen nicht mehr 

oder nur noch in äußerst geringer Zahl benötigt werden. 

Wollen wir aus der sich stetig höher windenden Rüstungsspirale 

herauskommen, darf eine auf Landesverteidigung orientierteRüstungs­

politik ihre Perspektiven nicht mehr aus den gegenwärtigen überholten 

Verteidigungsstrukturen ableiten. Die zukünftige Rüstung muß sich 

bereits jetzt an neuen sicherheitspolitischen Grundsätzen orientieren. 
6olche sind: 

Die abrüstungspolitischen Ziele des Bündnisses, wie sie auf der 

Brilsseler Gipfelkonferenz für ein künftiges "Gesamtkonzept für 

Rüstungskont1:-olle und Abrüstung" genannt wurden 

• eine So%ige Reduzierung der strategischen nuklearen Offensiv" 

waffen der USA und der Sowjetunion; 

. die weltweite Beseitigung chemischer Waffen; 

. die Herstellung eines stabilen und sicheren Niveaus konven­

tioneller Streitkräfte durch die Beseitigung von Ungleich­
gewichten in ganz Europa; 

. deutliche und überprüfbare Reduzierung amerikanischer und 

sowjetischer bodengestützter nuklearer Flugkörpersysteme 
kürzerer Reichweite. 
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- Die Anforderungen künftiger defensiver Verteidigungsstruk­

turen mit iher völlig anderen Palette an Waffen und Geräten. 

Der von diesen beiden Fakten vorgegebene Planungsrahmen, wobei 

nach unseren Vorstellungen die Abrüstungsschritte noch weiter­

reichen müßten, erfordert bereits in allernächster Zeit Konse­
quenzen in Forschung, Finanzierung und Produktionsstrukturen. 

Wir wiederholen unsere bereits früher getroffene Ein schätzung: 

Die europäische Industrie ist schon heute in der Lage , alle für 

defensive Verteidigungsstrukturen benötigten Waffens ysteme zu 

entwickeln und zu liefern. Damit würde die Rü s t ung s industr i e einen 

maßgeblichen Beitrag leisten, um uns aus dem Teufel skreis von 

Drohung und Gegendrohung, aus dem Wettrüsten he rau s zub ringen und 

zugleich mit den erforderlichen Waffen und Gerä t en künftige Ver­

teidigung im Bündnis sichern helfen. 

4. Die nächsten Schritte 

In führenden NATO-Kreisen war während des Brüsse ler Gipfels die 

Rede davon, daß die Ausarbeitung eines Gesamtkonz epts des Bünd­

nisses ca. 2 Jahre beanspruchen werde. Diese Ze it üß te auch dem 

Warschauer Pakt genügen, um den von ihm vorgeschl agenen Doktrin­

vergleich zu konkretisieren. Dennoch lehnen wi r j ene Stimmen ab, 

die immer noch meinen, Militärdoktrinen seien im Gegensatz zu 

Abrüstungsschritten für Verhandlungen nicht geeignet. Natürlich 

darf man erste Konsultationen zu einem so di ffizilen Gegenstand, 

wie sie der Warschauer Pakt im Mai 1987 angeboten hat, nicht mit 

Erwartungen belasten, die sie nicht erfüllen können. Gespräche 

dieser Art zwischen NATO und Warschauer Pakt, die wir entschieden 

befürworten, können zunächst nur die Aufgabe haben, den angestauten 

gegenseitigen Argwohn in bezug auf die ge genwärtig gültigen sicher­

heitspolitischen, strategischen und Operationskonzepte abzubauen 

und eine möglichst objektive Einschätzung der Absichten der Gegen­

seite zu ermöglichen. Allei~ schon das wäre von hohem Wert und 

könnte zu einem Mehr an Vertrauen, Sicherheit und Stabilität in 

Europa führen. 
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Wir könnten uns einen solchen Dialog in mehreren Etappen ver­
laufend vorstellen. 

- Eine erste, sofort mögliche Gesnrächsrunde von Experten würde 
dem Bekanntmachen mit den doch recht unterschiedlichen Auffas­
sungen von sicherheitsp~litischen Gesamtkonzepten dienen. Dabei 
käme es zu wesentlichen Klarstellungen inhaltlicher Aussagen, 
zum Ausräumen von Mißverständnissen und Fehldeutungen und so zu 
einem bemerkenswerten ver~rauensbildenden Effekt. Flankiert wer­
den könnten diese Expertengespräche durch einen Austausch von 
Offizieren und anderen Führun~skräften beider Bündnisse. 
Wir halten z. B. einen Austausch auf der Ebene militärischer 
Hochschulen und Akademien auch für den Abbau von Feindbildern für 
sehr wesentlich. Die Entwicklung von Kontakten und der Austausch 
von Informationen unter Offizieren tragen dazu bei, Verständnis 
für die Sicherheitsbedürfnisse der jeweils anderen Seite zu be­
gründen, ein Unterlaufen von Abkommen über die Rüstungsbegrenzung 
und Abrüstung zu erschweren und die Gefahr eines Überraschungs­
moments auszuschließen. Zugleich könnte ein solcher vertrauens­
bildender Meinungsaustausch verhindern helfen, daß in die zu er­
arbeitenden sicherheitspolitischen Gesamtkonzepte konfrontativ 
oder provokativ wirkende Optionen einfließen. 

- Eine zweite Etappe von Konsultationen zwischen den Bündnissen 
würde sich nach Fertigstellung der sicherheitspolitischen Gesamt­
konzepte anbieten. Diese würden sich bereits inhaltlich kon­
struktiver mit der politischen Tragweite und den militärischen 
Konsequenzen beider Grundsatzdokumente beschäftigen können. 
Spezielle Expertenkommissionen könnten Einzelthemen behandeln 
und wo schon möglich, Empfehlungen für bündnisübergreifende Ver­
einbarungen geben. In diesem Stadium sollten neben den gemeinsamen 
Verpflichtungen, die sich aus den zwischenstaatlichen Abrüstungs­
vereinbarungen und den Empfehlungen der Europäischen Sicherheits-

,konferenz ergeben, weitere sich anbietende Bereiche gemeinsamen 
Handelns genutzt werden. Dafür bieten sich vor allem auch Ein­
richtungen der UNO an, wie die UNO überhaupt über Verlauf dieses 
Dialoges auf dem laufenden gehalten werden sollte. Die positiven 
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Erfahrungen mit dem Einsatz von UNO-Friedenstruppen lassen die 
Schlußfolgerung zu, daß bereits mit einem ßruchteil der heute 
für Streitkräfte und Rüstungen aufgewandten Mittel Möglichkei­

ten bestehen, durch einen von beiden Bündnissen geförderten Aus­
bau der UN-Friedenstruppe regionale Konflikte zu beseitigen bzw. 

zu begrenzen. 

Eine dritte Etappe könnte bereits auf einem vielfältigen und 

auf hohem und vertrauensvollem Niveau verlaufenden beständigen 
Dialog aufbauen. Nach den Prinzipien sicherheitspartnerschaft­
licher Zusammenarbeit bestünde dann die Möglichkeit, ein gemein-, . 

sames Sicherheitskonzept mit Empfehlungen zu erarbeiten, wie 

parallel zum Abrüstungsprozeß die Staaten beider Bündnisse zu 

defensiven Sicherheitssystemen übergehen können. 

Wir, die Gruppe "GENERALE FÜR FRIEDEN UND ABROSTU G", sind über­

zeugt, daß dieser Weg gangbar ist und von uns allen gegangen 
werden muß. Wir möchten mit unseren Überlegungen dazu beitragen, . 

daß unser Bündnis möglichst bald seine Vorstellungen von einem 
sicherheitspolitischen Gesamtkonzept vollendet und in den lebens­

notwendigen Dialog mit dem Warschauer Pakt über den zukünftigen 
Beitrag der militärischen Landesverteidigung zur Bewahrung des 
Friedens eintritt. 
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